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Es war von Anfang an klar, dass
die Ausgliederung der St.Galler
Stadtwerke (SGSW) politisch
kein Spaziergang würde. Die
Vorlage, umdas unselbstständi-
ge in ein selbstständiges öffent-
lich-rechtliches Unternehmen
zu verwandeln, war mit stritti-
gen Details gespickt. Klar war
zudem, dass die Volksabstim-
mung schwierig werden dürfte:
Die Skepsis des Stimmvolks
gegenüber der Verselbstständi-
gung von Teilen der Stadtver-
waltung ist bekannt, das Nein
zur Umwandlung der Verkehrs-
betriebe in eine Aktiengesell-
schaft vom Juni 2013 lässt grüs-
sen.

EineSpezialkommissiondes
Stadtparlaments hatte jetzt für
die Vorberatung der Ausgliede-
rung der Stadtwerke über ein
Jahr und sieben Sitzungen be-
nötigt. Das ist ungewöhnlich:
Normalerweise dauert die Vor-
beratung in einer Kommission
ein paarWochenundes braucht
dafür eine oder zwei Sitzungen.

DasResultat der langenVor-
bereitungszeit der SGSW-Aus-
gliederung wurde am Dienstag
vom Parlament diskutiert. Auf
demTisch lagen neben der Vor-
lage zahlreiche Abänderungs-
anträge der Kommission sowie
von linksgrüner Seite. Und ein
Rückweisungsantrag der SP/Ju-
so/PFG-Fraktion.

DerReformbedarf ist
unbestritten
IneinigenPunktenherrschte im
Stadtparlament Einigkeit: Die
Vorlage zur Ausgliederung der
Stadtwerke sei eine der wich-
tigsten des vergangenen Jahr-
zehnts, hiess es etwa. Mit ihr
wolle man die Zukunft eines
zentralen Teils der Grundver-
sorgung, also die Belieferung
der Bevölkerung der Stadt mit
Strom, Fernwärme,Wasser und
Gas sichern. Die Märkte verän-
derten sich rasant. Um weiter
als starkes, regional tätiges
Unternehmen bestehen zu kön-
nen, brauchen die SGSW mehr
Handlungsspielraum, Flexibili-
tätundstraffereEntscheidungs-
strukturen. Damit war es mit
derEinigkeitabervorbei.Ander

Frage, wie man die SGSW zu-
kunftstauglich machen soll,
schieden sich die Geister. Der
Stadtrat hatte beantragt, aus
dem unselbstständigen ein
selbstständig öffentlich-rechtli-
ches Unternehmen mit eige-
nem Verwaltungsrat und grös-
serer Selbstständigkeit zu ma-
chen.

Hinter das Modell stellte
sich geschlossen die Fraktion
von FDP und Jungfreisinnigen
sowie grossmehrheitlich die
Mitte/EVP-Fraktion und die
Grünliberalen. Sie waren in
unterschiedlichem Mass bereit,
auf Abänderungsanträge von
Kommission und Linksgrünen
einzugehen.

Lösung in heutiger Struktur
suchen
Gegenüber standen die Links-
grünen, denen die Verselbst-
ständigung zu weit ging. Die
Fraktionen von SP/Juso/PFG
und Grünen/Jungen Grünen
legten nicht nur eine Liste
mit Abänderungsanträgen zur
stadträtlichen Vorlage vor. SP,

JusoundPFGhattenaucheinen
Rückweisungsantrag einge-
reicht. Er war gekoppelt mit
dem Auftrag für den Stadtrat,
nach mehr finanziellem Spiel-
raum für die SGSW innerhalb
der bestehendenRechtsformzu
suchen und ein neues strategi-
sches Führungsgremium zu ins-
tallieren, das anstelle eines Ver-
waltungsrats die strategische
Steuerung der Stadtwerke si-
cherstellt.

Die SP/Juso/PFG-Fraktion
wünsche sich eine neue Vorlage
SGSW2.0, begründete Sprecher
PeterOlibet denRückweisungs-
antrag. Die Vorlage des Stadt-
rats reduziere nämlich die de-

mokratische Kontrolle, wäh-
rendRisikoundHaftungbei der
Stadt blieben. Der Spielraum,
den die Stadtwerke brauchten,
lasse sich in der heutigen
Rechtsform schaffen. An der
sechsten Kommissionssitzung
habe ein von allen Fraktionen
getragener Kompromiss für die
SGSW 2.0 vorgelegen. Der
Stadtrat habe ihn verworfen.
Damit bleibe nur noch der
Rückweisungsantrag, begrün-
deteOlibet den Schritt.

Auchdie SVPwill eine neue
Vorlage
Unterstützung bekam die Lin-
ke von unerwarteter Seite: Die

SVP schloss sich dem Wunsch
nach Rückweisung an. Sie
reichte einen eigenen Antrag
ein, der jenen von SP, Juso und
PFG um einen Punkt ergänzte:
Der Stadtrat soll auch prüfen,
ob für die SGSW «eine hybride
Lösung» möglich ist. Dabei
soll die Grundversorgung mit
Strom, Fernwärme, Wasser
und Gas bei der Stadtverwal-
tung bleiben, während markt-
orientierte Zusatzleistungen
(wie etwa Dienstleistungen im
Energiemarkt) organisatorisch
anders – unter Umständen so-
gar als AG – geführt werden
können.

Die Vorlage für die künftige
Struktur der Stadtwerke sei die
wichtigste Vorlage während
seiner Zeit im Stadtparlament,
hielt SVP-Sprecher Donat Ku-
ratli fest. Sie dürfe auf keinen
Fall scheitern. Doch genau das
drohe jetzt: Er spüre quer
durchs Stadtparlament Skepsis
und Vorbehalte gegenüber
dem gewählten Weg. Das sei
eine schlechte Voraussetzung
für eine Volksabstimmung zu

Reto Voneschen einem Thema, dem viele Bür-
gerinnen und Bürger sowieso
mit Ablehnung begegneten. Es
brauche eine Vorlage, die von
allen Fraktionen unterstützt
werde. Es brauche einen neuen
Anlauf, sagte Kuratli.

Für Aussenstehende kam
die Kehrtwende der SVP über-
raschend. Für die Parlaments-
mitglieder war das nicht der
Fall. Man sei seit vergangenem
Donnerstag intensiv aufder Su-
chenacheinemAuswegausder
Zwickmühle gewesen, wehrte
sich Kuratli im Gespräch nach
der Parlamentssitzung. Man
habe damit keinen Erfolg ge-
habt, so dass als einziger Aus-
weg der eigene Rückweisungs-
antrag geblieben sei. So beste-
he dieChance, dassman innert
nützlicher Frist zu einem Kom-
promiss kommen könne, der
breit getragenwerdeunddamit
tatsächlich Chancen in einer
Volksabstimmung habe.

Peter Jans wehrt sich
Die Parlamentsdebatte über
die Ausgliederung der Stadt-
werke dauerte am Dienstag-
abend anderthalb Stunden. Als
Schlusspunkt verteidigte Stadt-
rat Peter Jans seine Vorlage
energisch. Der Stadtrat wolle
Stadtwerke, die dank Zusatz-
geschäft mit energienahen
Dienstleistungen auch künftig
wirtschaftlich stark seien und
Erträge erwirtschaften könn-
ten. Das gehe nur mit Struktu-
ren, die den sich ändernden
Rahmenbedingungen der
Märkte angepasst seien. Eine
Reform innerhalb der heutigen
Rechtsform sei dafür nicht aus-
reichend, konterte Jans die
Rückweisungsanträge.

Nach einer kurzen Pause
ging es sehr schnell: Die SP/Ju-
so/PFG-Fraktion zog ihren An-
trag auf Rückweisung zurück.
Man wolle damit der zusätz-
lichen hybriden Lösung im
SVP-Rückweisungsantrag eine
Chance geben, begründete Pe-
terOlibet.DieserAntragwurde
dann mit 32 Ja und 29 Nein bei
einer Enthaltung und Absenz
gutgeheissen. Die Vorlage zur
Ausgliederung der Stadtwerke
geht damit zur Überarbeitung
an die Stadtregierung zurück.
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Schwer enttäuscht zeigte sich
am Dienstagabend nach der
Rückweisung der Ausgliede-
rungsvorlage für die Stadtwer-
ke der zuständige Stadtrat Pe-
ter Jans.

Wiegeht es jetztmit derAus-
gliederung der Stadtwerke
weiter?
Peter Jans: Das ist eine gute
Frage. Zuerst einmal werden
wir innerhalb der Direktion
der Technischen Betriebe und
dann im Stadtrat eine Ausle-
geordnung machen müssen.
Klar ist, dass es angesichts des

rasanten Wandels auf dem
Strommarkt Schritte zur Stär-
kung der SGSW unbedingt
braucht. Aber natürlich gilt
im Grundsatz: Aufträge des
Stadtparlaments sind zu er-
füllen.

Was heisst denn der Auftrag
des Parlaments?
DieanvisierteVeränderungder
Rechtsform der Stadtwerke zu
einem selbstständigen öffent-
lich-rechtlichen Unternehmen
ist damit wohl nicht mehr
möglich. Korrekturen müssen
innerhalb der heutigen Rechts-

form als unselbstständiges öf-
fentlich-rechtliches Unterneh-
men ausgeführt werden.

Ist das überhaupt
möglich?
Wir haben das bereits über-
prüft und sind zum Schluss
gekommen, dass die so mögli-
chen Veränderungen zu wenig
weit gehen und bei weitem
nicht das bringen, was mit
einer Änderung der Rechts-
form möglich gewesen wäre
und was die Stadtwerke als
Basis für ihre Zukunft nötig ha-
ben.

Wie langewird es dauern,
die Ausgliederungsvorlage
zu überarbeiten?
Ich rechnemit ein bis zwei Jah-
ren, bis wir eine neue Vorlage
ins Stadtparlament bringen
können. Erarbeitung und Vor-
beratung der zurückgewiese-
nen Vorlage waren sehr auf-
wendig. Wir verlieren so leider
Zeit: Die Veränderung der
Rahmenbedingungen auf den
Energiemärkten schreitet ra-
sant voran. Wenn wir auch in
Zukunft starke, regional tätige
Stadtwerke haben wollen,
braucht es Anpassungen.

Sie sind enttäuscht über den
Entscheid. Hat Sie die Oppo-
sition überrascht?

Ja, ich bin sehr enttäuscht. Die
Vorlage ist eine der wichtigsten
meiner Amtszeit als Stadtrat. Es
geht um die Zukunft unserer
Stadtwerke. Dass es von linker
Seite Opposition geben würde,
war schon länger klar. Über-
rascht hat mich der Rückwei-
sungsantragderSVP:DieseSeite
wollte bei der Rechtsform der
Stadtwerke eigentlich immer
einen grösseren Schritt machen,
als es die jetzt zurückgewiesene
Vorlage vorgesehen hatte. Dass
mansich jetzt gegendenkleinen
Schrittgewehrthat,warfürmich
daher eineÜberraschung. (vre)
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Stadtrat Peter Jans (SP) steht
seit 2015 der Direktion Techni-
sche Betriebe vor.
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Zurück auf Feld eins
Das Stadtparlament hat die Vorlage für die Umwandlung der Stadtwerke in ein selbstständiges Unternehmen bachab geschickt.

«Es geht um die Zukunft unserer Stadtwerke»
Nachgefragt


